
Betreff: Anderung der Hauptsatzung und Abschaffung der ortschaftsverfassung

Am 25.01.202L wurde ein Schreiben der Gemeinde verfasst, das die rechtlichen Grundlagen und die

historischen Entwicklungen, welche .ur. Bildrng der ortschaftsräte führte, aufgezeigt' Es wird in dem

Dokument in Frage gestellt, ob eine ortschaftsverfassung noch zeitgemäß ist und mit folgenden

Punkten beschrieben, welche hier in roter Farbe kommentiert werden:

Der Integrationsprozess ist obgeschlo'ssen -> Dieser Punkt kann bzgl' der

Verwaltr-mgsprozesse tlestätigt werden. Jedoch wird vorab der Gruncl für die EinfÜhrung der

ortschaftsverfassLrrrg angegeberr wie folgt: ,,1...1 in Gemeinden mit rciumlich getrennten

ätrtste:äten eine Ortschoftsr"r?arsrng einzuführen mit der Mögtichkeit, eigene Belange störker

zu berücksichtigen und selbstverontwortlich regeln zu können"'Die Begründung der

integration hat lrierrnit wenig zu tr-rn. Vielmehr bestehen weiterlrirr Belange' die nLrr die

einzelnen ortsteile betrefferr, welche im entsprechend zuständigen ortschaftsrat-Gretriutl

effizient uncl rEssourcenschonend abgearbeitet werden könnten'

,,Die ortschoftsverfossung erschwert möglicherweise eine bessere Integration" Dieser Absatz

irritiert, da geracle ein punkt zuvor auf den atrgeschiossenen lntegratiorrsprozess verwiesen

wird.

,,Der Gemeinderat und die verwoltung mochen keinerlei unterschiede zwischen den

ortsteilen" Dem ist nichts entgegenzusetzen, wenngleich auch dies nicht der sr"rb.iektiven

wahrnehmurrg cler Biirgerschaft entspricltt. Zum Beispiel: weihnachtsbeleuchtung'

Ortsmittegesta ltu ng, Verkehrsa nbindung, Verkehrslenkungen

,,|...|dieortschoftsverfassungistnichtousschlaggebendfürdieMitwirkungsbereitschoftder
Bürger*innen,,-> sparrnencle These, welche bislre r niclrt beiegt wurcie' Es fällt auch schwer

solch eine Aussage belegbar zu machen'

,,kürger*innen wenden sich mit ihren Anliegen vermehrt direkt on die Gemeinderöt*innen'

die Bürgermeisterin oder an die verwaltung." -> Bisher wurcle ich in meiner Fr"rnklion als

Ortschaftsrat nicht befragt, wie viele Anliegerr an mich herangetragetr wurden' Ebenfalls ist

mir auch ke in Trackinglrrne nirng dieser Anfragen auf Eherrc Verwaltung, Bürgermeisterin

. ocler Gemeinclerät*innen bekannt. M. E isl clieser Punkt claher ohtle jegliche Evalr"rierung aus

der Luft gegriffen.

,,DerVerwaltungsoufwand,dieKostenunddasZiel,dieGemeindereformzumAbschlusszu
bringen, sprechen gegen die ortschoftsverfossung.,,-> Eine Belrantllung vcrn Thernen, die nur

einzelne Gemeindeteile betreffen, innerhal[: tles Ortschaftsrats zu besprechen' bede utet

Themen in einenr kleinen Kreis schnell und effizient abarbelten zu l<önnen' Durch die

Begrenzung des Grenriur.}ls auf 6 Personen sind kürzere Diskussiorren zu erwarten' Außerdetn

können die ortschaftsrats-Grerrrien sic!r gezielt auf die Aspekte konzentrieren' die den ort

betreffen und nrutmaßliche parteipolitische Frobleme eher arrßen vor lassen' Dies enlspricht

inr übrigen auclr clen politischen Grunclwerten auf cJenerr die Br-tnclesrepublik Deutschlancl

aufgebaut ist, nämlich denr Föderalisrnus'

,,Die Kompetenzen und Mögtichkeiten der Ortschaftröte sind beschrönkt"'" -> Dies ist korrekt'

es ist frustrierend und wenig zielführend clurch beschränkte tntscheidungsbefugnisse leider

den Erwarturrgen cler Bürger nicht gerecht werclen ztr können' Problent ist hierbei aber vor

allem, dass tricht einmal clic heute zustehelrden l(ompetenzen cllrrcir ciie Verwaltung erfüllt

werclen. Auch einstimrnige Beschlr-1sse werden von verwaltr-rngsseite teilweise ignoriert' Aus

el}*sen: Gru::d kann *s auch kein ,,weite r 5*" gei:en. Es gibt meines Erachtens nur zwei wege:



Intweder wircl die Abschaffung der Ortschaftsverfassung veranlasst oder es erfolgt die

Stä rkurr g der l(om petenzen der Ortschailsverfassu rrg.

, ,lh den Jahren 2a18 bis 2020 fanden in allen Ortsteilen im Durchschnitt lediglich uier

Sitzungen der Ortscltaftsröte pro Jahr statt."-> Es schein, also ob der Iindrucl< erweckt

werden soll, dass die Anzahl de r Sitzungen etwas iiirer die Qualität des dort Besprochenen

und Beschlossenen aussagt. Ausgeklammert wird hier auch die Pande ntische Situation, die zrr

Beginn 2020 auch Deutsctrland erreiclrt hatte.

- ,,Die Ortschaftsverfassung fördert ein Ortsteildenken..." -> Woher stammt cliese Aussage -

wurden hierzu Stuclien/Umfragen durchgeführt oder Ahnliches? tberrso könnte man

behaupten, dass Gemeinderät*innen in den Gemeinderatssitzungen die Belange des

Heimatortes über die Selange der Gerneinde stellen würde, was ebenfalls Nonsens wäre.

- ,,Es ist nicht geringschötzig gemeint, wenn darouf verwiesen wird, doss drei von vier

Ortsvorstehern Quosi das Rentenolter erreicht hoben und möglicherweise bei den nöchsten

Kommunalwahlen nicht mehr zur Verfügung stehen." -> Es ist auch nicht geringschätzig

nreinerseits ger.neint, wetrn ich als Beispiel unseren Kleinsteinbacher Ortschaftsrat

heranziehe, welcher aus 3 Gemeinderät*innen besteht mit einem Durchschnittsalter von 64

Jalrren und 3 Ortschaftsärt*innen nrit einem Durchschnittsalter von 42 Jahrerr. Hier rnöchte

ich anmerken, dass ehen cliese 3 Ortschaftsrät*innen ,,trnstleiger" irrr politirciren

Zusanrmenspielsincl und über das niederschwellige Angebot des Ortschaftsrats ilrre ersten

Frfahrungen samnreln konnten. Durch die Abschaffung der Ortschaftsverfassung würde es

neuen Gesichtern auf rler korrmunalpolitischen [bene noch mehr ersclrlvert we rden FufS zLr

fa ssen.

All die aufgeführten Punl<te ars clem Schreiben der Gemeinde vom 25.01".21 unrschreiben

Situationen aus einern subjektiven Standpunkt heraus - Zahlen, Daten, Fakten bleiben die Verfasser

schLrldig. Auf ßasis dieses Dokumentes, welches an die Ortschaftsräte verteilt wurde, gab es keine

einheitliche Entscheidr-rng aus den Ortschaftsrats-Gremien heraus, die die Auflrebung der

ortschaftsverfassurrg tragen wtirtle und auch die Korimune legte dasvorhaLren wieder bei seite' lnr

März2A'22 griff der Altestenrat das Therna erneut auf urtd empfahl die Selbstaufhebung der

Ortschaftsräte. Das Traurige an derAngelegenheit ist, dass zu dresenr Thema keine offene Diskussion

stattfand bzw. stattfindet. Dies ist wohlder Befürchtung geschuldet, dass es keine stichhaltigen

Argunrente für die Abschaffrlng des Ortschaftsrates gibt, wenn man die linanziellen Iinsparungen

außen vorlässt. Dies ist aber laut Anmerkung des Dokuments auch so gewünscht: ,,Aus Sicht der

Verwaltung ist die Abschoffung der Ortschoftsverfassung eine rein politische Entscheidung, die Kosten

sollten kein entscheidendes Argument sein, zumol die Differenz bei Annahme der oufgezeigten

optimalen Nochfolgelösung marginal ist."

Es bleibt somit abschließend zusammenzufassen, dass - sofern sich an derr Zuständigkeiten und de r

Ernsthaftigkeit, mit der sich die Verwaltung den Thernen der Ortschaftsräte annimrnt, nicttts ändert *
es so rricht weitergehen darf. Eine ernsthafte Befassung nrit dem Ortschaftsrats-ürernium und

Optintierung bzw. Irweiterung der Kompetenzen würde auch der Arbeitsbelastung der amtierenden

Gemeincieräl*innen zugutekonrmen, weiche - teils öffentlich - über das enorme Arbeitsvolumen

klagen. Die Ortschaftsrät*innen sind mit Sicherheit für einen gemeinsanren Weg offen und

ges prä chs be reit.
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